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Finanzbildung

Von Sylvia Löhrmann

Ökonomische Grundbildung und Ver-
braucherbildung gehören zum Bil-
dungsauftrag allgemeinbildender und 
berufsbildender Schulen, so die Präsi-
dentin der Kultusministerkonferenz. 
Und das Lernfeld Wirtschaft sei – an-
gefangen bereits in der Grundschule 
– in den Schulen gut verankert. Die 
Forderungen nach einem separaten 
Unterrichtsfach Wirtschaft weist sie 
deshalb zurück. Wichtiger sei die Ver-
ankerung des Lernfeldes in möglichst 
vielen Schulfächern.  Red.

Bundespräsident Joachim Gauck hat vor 
wenigen Wochen auf dem Deutschen Ban-
kentag ein durchaus „heißes Eisen” ange-
fasst, als er über die wechselseitige Ver-
antwortung von Banken und Verbrauchern 
sprach. Ja, es gibt eine Bringschuld des 
Anbieters ökonomischer Produkte und 
Dienstleistungen hinsichtlich einer umfas-
senden und bestmöglichen Aufklärung der 
Kundinnen und Kunden. 

Andererseits wäre es sicherlich sehr hilf-
reich und vorsorgend, wenn sie bei ihrer 
Entscheidung mögliche Risiken auf einer 
fundierten Basis abschätzen und beurteilen 
könnten. Der Bundespräsident warf in die-
sem Zusammenhang die Frage auf, ob die 
ökonomische Bildung in unseren Schulen 
und Berufsschulen ausreichend berück-
sichtigt wird. 

Um es gleich vorweg zu beantworten: 
Ökonomische Grundbildung und Verbrau-
cherbildung sind zwei Seiten einer Medail-
le. Beides ist für die Kultusministerkonfe-
renz ein unverzichtbarer Bestandteil der 
Allgemeinbildung und gehört somit zum 
Bildungsauftrag sowohl der allgemeinbil-
denden als auch der berufsbildenden 
Schulen in der Bundesrepublik Deutsch-
land. In der Regel findet man die entspre-
chenden Inhalte im Lernfeld Wirtschaft, 
das in den Schulen gut verankert ist. Die 
Vermittlung wirtschaftlicher Grundbildung 
vollzieht sich in drei Bereichen. 

Erstens innerhalb des Unterrichts, etwa 
als Teil eines oder mehrerer Fächer oder 
auch als eigenständiges Schulfach. 

Zweitens in außerunterrichtlichen  
Projekten, beispielsweise in Form von 
Schülerfirmen oder wirtschaftsbezogenen 
Schulprojekten. 

Und drittens durch vielfältige Zusam-
menarbeit mit außerschulischen Partnern, 

zum Beispiel. Unternehmen, Verbraucher-
zentralen und öffentlichen Einrichtungen.

Mikro- und makroökonomische Themen 
auf dem Lehrplan 

Ein praxisorientiertes, anschauliches und 
wirklichkeitsnahes Lernen ermöglicht es in 
besonderer Weise, bei Schülerinnen und 
Schülern nicht nur nachhaltig Verständnis 
für wirtschaftliche Zusammenhänge und 
ökonomisches Handeln zu wecken, son-
dern sie darüber hinaus zu selbststän-
digem und verantwortungsbewusstem 
Handeln anzuleiten. Schulen und Lehrkräf-
te haben die Aufgabe, jungen Menschen 
das notwendige Rüstzeug zu vermitteln, 
um als urteilsfähige und selbstverantwort-
liche Persönlichkeiten ihr Leben meistern 
zu können. Zu diesem Rüstzeug gehören 
intellektuell-kognitive Kompetenzen, dazu 
gehört Wissen, dazu gehören aber auch 
soziale und ethische Kompetenzen und ein 
gefestigter Charakter, nur um hier einmal 
die erzieherische Dimension von Schule 
anzudeuten. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass öko-
nomische Grundbildung im Duett mit Ver-
braucherbildung zu all diesen Anforderun-
gen einen wichtigen und wertvollen Beitrag 
leisten kann. 

Um es konkret zu machen: Bereits in der 
Grundschule kann ein erster Kontakt mit 
wirtschaftlichen Themen, zum Beispiel 
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beim Umgang mit Währungen, beim The-
ma „Einkaufen” oder auch bei der Schul-
verpflegung erfolgen. Im Sachunterricht 
können Kenntnisse zu verschiedenen Pro-
duktionsabläufen, zum Thema „Arbeit” 
oder „Dienstleistung” vermittelt werden. Im 
Fach Mathematik erfolgen rechnerische 
Operationen mit Geld und anderen wirt-
schaftlichen Faktoren. 

In der Sekundarstufe I und schließlich 
auch in der Sekundarstufe II können diese 
und viele andere Themen weiterentwickelt 
und vertieft werden. Letztlich drehen sich 
die wirtschaftliche Grundbildung in der 
Schule und die Verbraucherbildung um 
Finanzen, Marktgeschehen und Verbrau-
cherrecht, Ernährung und Gesundheit, 
Medien und Information, Nachhaltiger 
Konsum.

Je nach Klassenstufe und Fach stehen 
gleichermaßen mikro- und makroökono-
mische Themen auf dem Lehrplan. Immer 
wichtiger wird in diesem Zusammenhang 
auch die Bildung für nachhaltige Entwick-
lung. Je nach Klassenstufe und Fach lässt 
sich das Thema des verantwortlichen Um-
gangs mit den eigenen Ressourcen genau-
so anschaulich behandeln wie das Thema 
des verantwortlichen Umgangs mit den 
Ressourcen eines Staates, eines Unterneh-
mens und natürlich auch mit unseren na-
türlichen Lebensgrundlagen oder weltwei-
ter Handelsprozesse.

Berufswahl mit wirtschaftlicher  
Grundbildung untrennbar verbunden 

Untrennbar verbunden mit wirtschaftlicher 
Grundbildung ist die schulische Vorbe-
reitung der Berufswahl. Die Kultusminis-
terkonferenz hat in ihrer „Vereinbarung 
über die Schularten und Bildungsgänge 
im Sekundarbereich I” festgelegt, dass  
die Hinführung zur Berufs- und Arbeits-
welt verpflichtender Bestandteil für alle 
Bildungsgänge ist. Der Unterricht erfolgt 
hier entweder in einem eigenen Unter-
richtsfach (am bekanntesten ist der Be-
griff „Arbeitslehre”) oder als Gegenstand 

anderer Fächer oder auch fächerübergrei-
fend.

Mit dem Ziel der Berufsorientierung er 
halten Schülerinnen und Schüler in ver-
schiedenen Fächern exemplarisch Infor-
mationen über unterschiedliche Berufe. 
Insbesondere durch zum Teil mehrwöchige 
Praktika in Wirtschaftsunternehmen, Ver-
waltungsbehörden oder Sozialeinrich-
tungen können sie ein praxisnahes Bild 
von der Arbeitswelt entwickeln. An Gym-
nasien und Gesamtschulen, zum Teil auch 
an berufsbildenden Schulen, kommt die 
Zusammenarbeit mit Hochschulen mit 
dem Ziel der Studienorientierung hinzu. 
Dies trägt dazu bei, dass die Jugendlichen 
ihre Berufswahl aufgrund einer realis-
tischen Einschätzung treffen können.

Bestandteil des Lehrplans in  
verschiedenen Fächern

Beispielhaft für den gesamten Themen-
bereich ökonomischer Grundbildung und 
Verbraucherbildung sei als Aufgaben- 
feld/Gegenstandsbereich/Unterrichts- oder 
Fachbereich „Arbeit-Wirtschaft-Technik”  ge-
nannt. Wirtschaftsbezogene Themen sind 
Bestandteil des Lehrplans in verschiedenen 
Fächern beziehungsweise Lernbereichen, 
vor allem in Geschichte, Erdkunde, Politik/
Sozialwissenschaften, aber auch im Rah-
men der Landeskunde in sprachlichen  
Fächern. Dies gilt für die Sekundarstufe I 
ebenso wie für die Sekundarstufe II. 

Themen sind zum Beispiel Private Haus-
halte, Unternehmen, Geldverkehr und 
Wirtschaftskreislauf, Markt, Mensch und  
Betrieb, Tarifparteien, Vertragslehre, Wirt-
schaftsrecht, Wirtschaftspolitik, und inter-
nationale Wirtschaftsbeziehungen. Weitere  
typische Themen sind soziale Markt-
wirtschaft, Grundzüge der Wirtschaftsord-
nung, Ökonomie und Ökologie, Wirt-
schaftsräume ausgewählter Staaten,  
globale Verflechtung und globale Verant-
wortung. Einige Länder weisen für die 
wirtschaftlichen Themen feste Stundenan-
teile im Rahmen bestimmter Fächer aus, 
andere Länder geben verpflichtende The-
men vor, ohne ein Stundenvolumen zu 
fixieren.

Wirtschaft kann in der Oberstufe allge-
meinbildender Gymnasien auch als eigen-
ständiger Kurs angeboten werden und 
Prüfungsfach im Abitur sein. An Fachgym-
nasien beziehungsweise berufsbezogenen 
Bildungsgängen, die zur Allgemeinen 
Hochschulreife führen, ist in der Fachrich-
tung Wirtschaft das Fach Wirtschafts-
lehre beziehungsweise Volkswirtschafts-
lehre oder Betriebswirtschaftslehre mit 
Rechnungswesen obligatorisches zweites 
Leis tungskursfach.

Kooperationen mit außerschulischen 
Partnern 

In vielen Ländern finden Kooperationen mit 
außerschulischen Partnern aus der Wirt-
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schaft und des Verbraucherschutzes statt. 
Die meisten Schulen haben feste Kontakte 
zu Unternehmen und anderen Organisati-
onen. Hervorzuheben sind auf der Ebene 
der Länder und der Kommunen schließlich 
die Kontakte der Schulen zur Bundesar-
beitsgemeinschaft Schule/Wirtschaft und zu 
den Verbraucherzentralen, die zum Teil 
schon seit vielen Jahren auch Fortbildungs-
möglichkeiten für Lehrkräfte anbieten. 

Erwähnenswert sind die vielfältigen Pro-
jekte der Wirtschaft, die eine intensive 
Zusammenarbeit zwischen Schulen und 
Wirtschaft initiiert haben und die zum Bei-
spiel die Gründung von Schülerfirmen 
unterstützen. Der „Boom” von Schülerfir-
men zeigt deutlich die Entwicklung. Zu 
Beginn der neunziger Jahre waren Schü-
lerfirmen oft noch verpönt: Zu viel Praxis 
lautete das Urteil. Heute wissen viele 
Schulen, dass Schülerfirmen als Unter-
richtsmethode, zur Simulation von Unter-
nehmensprozessen und teilweise sogar 
mit Ernstcharakter wesentlich zur ökono-
mischen Grundbildung der Schülerinnen 
und Schüler beitragen. 

Die Kultusministerkonferenz steht in re-
gem Dialog mit der Wirtschaft, den Ver-
braucherzentralen und mit anderen außer-
schulischen Partnern, mit Stiftungen, mit 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden, 
der Bundesagentur für Arbeit, mit Trägern 
der freien Jugendhilfe, mit kirchlichen Trä-
gern, mit Elternverbänden und natürlich 
auch mit den verschiedenen Bundesmini-
sterien, insbesondere denen, die für Bil-
dung, Wirtschaft, Verbraucherschutz und 
Ernährung zuständig sind. 

Beutelsbacher Konsens schützt vor 
Einseitigkeit 

Bei den Kontakten mit außerschulischen 
Partnern ist allerdings ein Punkt zentral. 
Es gilt der sogenannte Beutelsbacher  
Konsens, der ursprünglich für die poli-
tische Bildung formuliert wurde. Was in 
der Gesellschaft strittig ist, muss auch in 
der Schule strittig dargestellt werden. Er 

schützt vor Einseitigkeit oder gar Indoktri-
nation.

Die Kinder und Jugendlichen sollen in die 
Lage versetzt werden, selbstständig und 
auf der Grundlage bestmöglichen Wis-
sens Entscheidungen treffen zu können. 
Sie müssen darüber hinaus lernen, mit 
unterschiedlichen Meinungen, mit im 
Grunde nicht überschaubaren Situationen 
und mit Risiken umzugehen. Kaum je-
mand vermag beispielsweise alle Hinter-
gründe der Wirtschafts- und Finanzkrisen 
der letzten Jahre zu überblicken. Es ist 
aber durchaus möglich, Fakten zu unter-
suchen, zu bewerten und sich auch dann, 
wenn die gesamten Zusammenhänge 
hochkomplex sind, zu orientieren und 
eine Meinung zu bilden – die aber natür-
lich immer wieder revidierbar sein muss. 
Insofern ist der Gedanke fehlerfreund-
lichen Umgangs mit wirtschaftlichen Ent-
wicklungen ebenso zentral wie der Ge-
danke der Nachhaltigkeit. 

Verankerung in möglichst vielen  
Fächern 

Die ökonomische Bildung in unseren 
Schulen muss abgesichert sein durch ei-
ne entsprechende Lehrerbildung. Die Kul-
tusministerkonferenz hat 2008 länderge-
meinsame inhaltliche Anforderungen für 
die Fachwissenschaften und Fachdidak-
tiken in der Lehrerbildung verabschiedet. 
Sie bilden eine zentrale Grundlage zur 
Sicherung der Qualität der Ausbildung. 
Dazu gehören auch die Fachprofile Sozi-
alkunde/Politik/Wirtschaft und Arbeit, 
Technik, Wirtschaft.

In der politischen Diskussion wird vielfach 
die Frage aufgeworfen, ob ein durchgän-
giges Fach „Wirtschaft” nicht die beste 
und einfachste Lösung sei, um ökono-
mische Bildung an unseren Schulen zu 
verankern. Als verantwortliche Schulminis-
terinnen und -minister halten wir an einem 
umfassenden Verständnis von Bildung 
fest. Wer ein zusätzliches Fach einführen 
will, muss natürlich gleichzeitig sagen, 

welche Fächer er dafür reduzieren oder 
streichen möchte. Dies ist aber nur ein 
pragmatisches Argument. 

Sicherlich gibt es in einzelnen Bundeslän-
dern auch Fächer, die dem Wunsch nach 
einem Fach „Wirtschaft” nahekommen. 
Doch es ist eher entscheidend, ökono-
mische Grundbildung und Verbraucherbil-
dung in möglichst vielen Fächern zu ver-
ankern. In der Fachwelt wird der Gedanke 
von „Ankerfächern” diskutiert, die Orien-
tierung geben, gleichzeitig aber stark mit 
anderen Fächern vernetzt sind. Schulpo-
litik muss dabei stets das Ganze im Auge 
behalten. Die Kultusministerkonferenz und 
die Länder sind für die Qualitätsentwick-
lung in Schulen insgesamt verantwortlich. 
Dabei geht es wie gesagt auch um die 
angemessene Vermittlung ökonomischer 
Inhalte in ihrer gesamten Bandbreite. 

Die Kultusministerkonferenz hat daher im 
September vergangenen Jahres nach einer 
intensiven Anhörung von Einrichtungen und 
Verbänden die Empfehlung zur „Verbrau-
cherbildung an Schulen” beschlossen. 
Darin sind wichtige Themenfelder der öko-
nomischen Bildung einbezogen worden, 
beispielsweise der bewusste Umgang mit 
Geld, Finanzprodukte und Kredite, die pri-
vate Absicherung und Altersvorsorge sowie 
Werbung und Konsum, aber auch die Qua-
lität von Lebensmitteln und ihre Kennzeich-
nung, Datenschutz und Urheberrechte oder 
die Themen Mobilität und Wohnen.

Diese Empfehlung ist wiederum eine wich-
tige Grundlage für ein gemeinsames und 
abgestimmtes Vorgehen der Kultusminis-
terkonferenz und der Verbraucherschutzmi-
nisterkonferenz. Weiterführende Empfeh-
lungen gibt es beispielsweise auch zu den 
affinen Bereichen der Mobilitäts- und Ver-
kehrserziehung sowie der Gesundheitsför-
derung und Prävention. Wie in den Schulen 
auch hat bei der Umsetzung die Zusam-
menarbeit verschiedener Minis terien und die 
Einbe ziehung der Zivilgesellschaft, zu der 
auch die Akteure der Wirtschaft und des 
Verbraucherschutzes gehören, einen hohen 
Stellenwert. 




